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1. Ausgangslage 
 

 14'000 Baugesuche jährlich (80% Gemeinde, 

20% Kanton), Austausch via Postweg 

 Prozesse sind  nicht automatisiert (grosses Bedürfnis der Gemeinden und 

Beteiligten) 

 hoher administrativer Aufwand – viel auf Papier- und Postweg 

 

http://www.google.ch/imgres?imgurl=http://www.bollwerk-eglisau.ch/wp-content/uploads/2013/01/kten-304x205.jpg&imgrefurl=http://www.bollwerk-eglisau.ch/author/admin/&h=205&w=304&tbnid=DubYgyL2re1YfM:&zoom=1&docid=mBKGQDFJRkVoXM&ei=ylENVJG0FqWv7AbXx4FY&tbm=isch&ved=0CDwQMygZMBk&iact=rc&uact=3&dur=250&page=1&start=0&ndsp=26
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2. Ziele 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(zu prüfen !) 

(zu prüfen !) 

(zu prüfen !) 

(zu prüfen !) 

 gemeinsame, benutzerfreundliche E-Government-Lösung 

für Kanton, Gemeinden und Antragstellende 

 vereinfachter, effizienter und medienbruchfreier Prozess 
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3. Nutzen 

Eine durchgängige elektronische Abwicklung der Baugesuche: 

 erhöht die Datenqualität durch standardisierte Formulare und 

Datenquellen 

 reduziert Rückfragen 

 weniger Fehlerquellen 

 verkürzt die Bearbeitungszeit von Gesuchen durch 

 verringerter administrativer Aufwand 

 Vermeidung von Medienbrüchen 

 kürzere Laufzeiten 

 erhöht die Transparenz 

 Elektronischer Zugriff auf Verfahrensstand möglich (Tracking) 

 fehlende oder unvollständige Unterlagen sind auf einen Blick ersichtlich 

 besserer Service public aus Sicht Antragssteller 
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4. Projektvorgehen 

1. Vorstudie 

 Bedarfsanalyse mittels Gemeindeumfrage 

 rechtliche Abklärungen 

 Stakeholder, Anforderungen, Markt- und Nutzwertanalyse 

2. Einführungsprojekt mit 3 Pilotgemeinden 

3. Rollout in Gemeinden und Optimierungen 
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5. Rahmenbedingungen 

 Umsetzung auf bestehender kantonaler E-Government-Infrastruktur 

 Synergien mit bestehenden Investitionen und mit Betrieb 

 Etappiertes Vorgehen 

 Einführungsphase mit 3 Pilotgemeinden 

 Roll-out bei weiteren Gemeinden und Optimierung 

 Proof-of-concept erfolgt vor Rollout 

 Eingabe von Baugesuchen auf Papierweg nach wie vor möglich 

 Integration von Gemeinde-Bauverwaltungslösungen und weiteren 

bestehenden Systemen (z. B. GemDat, Baupro) wird zu einem späteren 

Zeitpunkt geprüft 

 Rechtliche Voraussetzungen sind grundsätzlich gegeben 

 Gesetzesanpassung für Übergangsphase (elektronische ID) notwendig 
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6. Projektorganisation 
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7. Projektstand und nächste Schritte (I) 

 Vorstudie       √ 

 Genehmigung Kreditantrag in Regierung  √   

 Einführungsprojekt (Etappe 1) mit drei 

Pilotgemeinden (Möhlin, Aarburg, Surbtal) 

 harmonisiertes Baugesuchsformular  √  

(pdf in Arbeit) 

 Aufnahmen IST- und SOLL-Prozess  √  

 Prozessbeschreibungen IST-/SOLL-Prozess √  

 Ableitung Use Cases √  

 Design Eingabemasken in Arbeit 

 Erarbeitung Pflichtenheft ca. ab September 15 

 Realisierung ca. ab Februar 16 

 Einführung  ab ca. Q1/2017 
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8. Herausforderungen für das Projekt 

 Anerkannte elektronische Signatur 

 Gesetzesanpassung  

 Datenschutz 

 Setzt grosses Engagement der Pilotgemeinden voraus 
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9. Einblicke in die geplante Lösung (I) 

 Bauherr gibt Baugesuchsdaten ("BG-Umschlag"), Pläne und Formulare  

über den Online-Schalter des Kantons ein: 
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9. Einblicke in die geplante Lösung (II) 

 Gemeinde erhält Nachricht über neu eingegangenes Baugesuch und 

kann dieses in der neuen Lösung ("EBP-Plattform") ansehen und 

prüfen. 

 Mit der EBP-Plattform kann die Gemeinde das Gesuch verwalten 

(Stellungnahmen, Unterlagenergänzungen, Überarbeitungsanfragen, 

generelle Kommunikation, Fristverwaltung, Weiterleitung und 

Kommunikation über Schnittstelle mit Kanton, Dokumente hochladen 

etc.) 
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9. Einblicke in die geplante Lösung (II) 
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9. Einblicke in die geplante Lösung (II) 
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9. Einblicke in die geplante Lösung (III) 

 Wichtigste Änderungen für die Gemeinde / 

Bauverwaltung: 

• Vermehrtes, "digitales" Arbeiten am Bildschirm 

• Kürzere, schnellere Kommunikationswege 

(mit entsprechenden Vor-, aber auch Nachteilen) 

• Mehr Transparenz (Überblick über vorhandene 

und fehlende Unterlagen, Korrespondenzen, 

Stand Baugesuch, etc.) 

 

 

• Anschaffung von neuer technischer Infrastruktur (2 grosse 

Monitore pro Arbeitsplatz, Grafikkarte, "Auflage"-PC, evtl. Beamer 

oder grosser Bildschirm für Gemeinderat/Kommissionen, evtl. 

Tablets für Ausseneinsätze) 

• evtl. Anpassung der kommunalen Gebührenordnung zur 

Förderung  der digitalen Gesuchseingabe 
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10. Fragen 


